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An das
Bundesministerium fUr Gesundheit

An das
Priisidium des Nationalrates

Bezug: Ihr E-Mail vom 21. April 2011,
GZ: BMG-921 01/001 0-II/A/3/2011

Der Hauptverband der 6sterreichischen Sozialversicherungstrager nimmt wie

folgt Stellung:

1m Interesse der Sozialversicherung, des 6ffentlichen Gesundheitssystems

und der Krankenhaustrager ware es zweckmar3>iger, in zentralen Bereichen bundes-

einheitliche Regelungen zu schaffen.

Landerweise unterschiedlich m6gliche Regelungen (die nicht nur Details

betreffen), z. B. im Zusammenhang mit der Kammerumlage und den Beitragen zum

Wohlfahrtsfonds sind schwer nachvollziehbar und erschweren (aus Sicht des Kran-

kenhaustragers) die Personalsuche. Sie sind weiters fur die Betroffenen schwierig zu

handhaben, stellen somit Freizugigkeitshindernisse dar, die nicht ohne Not geschaf-

fen werden sollten (vgl. das bundeseinheitliche Beitrags- und Leistungsrecht der So-

zialversicherung).
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Die Flexibilisierung der Kernarbeitszeit fur Turnusarzte ist aus der Sicht des

Spitalstragers grundsatzlich zu begruP.>en,da damit eine einfachere und 6konomi-

schere Diensteinteilung erm6glicht wird.

Ob allerdings damit tatsachlich eine Verbesserung der Ausbildungssituation

bzw. eine Intensivierung der Ausbildung einhergeht, erscheint durchaus fraglich, zu-

mal auP.>erhalb der Kernarbeitszeiten die Facharztanwesenheit geringer als in der

Kernarbeitszeit ist und damit auch weniger zeitliche Ressourcen fUr Ausbildung vor-

handen sind.

Daruber hinaus besteht im Zuge der vorgesehenen Ableistung von Nacht-,

Wochenend- und Feiertagsdiensten ebenfalls entsprechend Gelegenheit, den

Dienstbetrieb auP.>erhalb der Kernarbeitszeit kennen zu lernen und die in diesem

Zeitsegment m6glichen, ausbildungsrelevanten Inhalte zu erfahren.

Da die Arbeitszeiteinteilung und -verteilung der Arztlnnen in verschiedenen

Krankenanstalten, so denen der Sozialversicherung gemaP.>§ 9a Abs. 3 00.8 usw.

durch Kollektivvertrag geregelt sind, und in diesem Rahmen die 8elegschaftsvertre-

tung den Interessen der Turnusarztlnnen Rechnung tragen, sehen wir keinerlei Not-

wendigkeit (und daruber hinaus auch keine Zustandigkeit), die Rechtswirksamkeit

derartiger Vereinbarungen von einer Zustimmung der Arztekammer abhangig zu ma-

chen. Die Schaffung solcher Doppelbindungen arbeitsrechtlicher Regelungen (an

8elegschaftsvertretung und Kammer) lehnen wir ab.

Diese 8estimmung sieht vor, dass der Firmenwortlaut von Gruppenpraxen in

die Arzteliste einzutragen ist.

Identifikationsmerkmal einer Gesellschaft ist jedoch in der Praxis die Firmen-

buchnummer, sodass es sinnvoll erscheint, zusatzlich zum Firmenwortlaut auch die

Firmenbuchnummer in die Arzteliste einzutragen.

Zu den Abs. 4 und 5 ist fraglich, ob der Normtext eine ausreichende gesetzli-

che Grundlage fUr die gemaP.>den Erlauterungen angestrebte Ausweitung einforder-
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- 3-

barer Nachweise durch die Verwaltung (einschlie~lich eine Konkretisierung durch

Verordnung gema~ § 29 Abs. 3) darstellt.

Die Meldepflicht der beabsichtigten Einstellung (Unterbrechung) der arztli-

chen Berufsausubung ist nach dem Entwurf nunmehr erst dann erforderlich, wenn

die Einstellung der Berufsausubung voraussichtlich langer als sechs Monate dauern

wird. Bislang war diese Frist mit drei Monaten festgelegt.

Die vorgesehene Ausdehnung der nicht meldungsbedurftigen Einstellung der

Berufstatigkeit auf sechs Monate erschwert den Krankenversicherungstragern das

Erkennen einer gesamtvertragswidrigen Delegierung der vertragsarztlichen Tatigkeit

auf andere (vertretende) Arzte.

Au~erdem so lite die Meldungspflicht der Arztekammer gema~ Abs.2 hin-

sichtlich Vertragsarzte auch gegenuber den Krankenversicherungstragern bestehen,

weil diese sonst nur durch laufende Uberwachung der Arzteliste in der Lage sind,

vertragsrelevante Anderungen zu erkennen.

Die Zweckma~igkeit dieser Verlangerung der Frist ~aut Erlauterungen "ent-

sprechend den Erfahrungen der Praxis") ist schwer nachvollziehbar.

Unabhangig von der konkreten Regelung der Meldepflicht in § 29 Abs. 1 Z 4

so lite eine generelle Verpflichtung der Arztekammer geschaffen werden, wonach

Umstande bei Vertragsarztlnnen, die die Erfullung der Vertragspflichten betreffen

(z. B. Einstellung/Unterbrechung der Berufsausubung, [vorubergehendes] Berufsver-

bot usw.), dem jeweiligen Krankenversicherungstrager zu meld en sind.

In derartigen Fallen muss den Krankenversicherungstragern die Mbglichkeit

gegeben werden, im Interesse der Patienten auf solche Umstande umgehend zu re-

agieren, dies im Hinblick auf Kontrolle der Einhaltung der Vertreterregelung und vor

allem auch erforderlichenfalls mit Einstellung der Honorarvorauszahlungen. Derartige

Informationen werden derzeit von den Arztekammern aufgrund einer fehlenden ge-

setzlichen Verpflichtung nicht ubermittelt.

Auch unter diesem Gesichtspunkt erscheint die Regelung des § 29 Abs. 1

Z 4 (Meldepflicht erst bei Einstellung der Berufsausubung fUr langer als 6 Monate)

nicht sinnvoll.
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ZuZ16-§56Abs.3

1m Zusammenhang mit der Anregung des UVS Vorarlberg, betreffend Ande-

rung des § 56 Abs. 3, besteht bei vorlaufiger Untersagung der arztlichen Berufsaus-

ubung auch Klarstellungsbedarf im Hinblick auf die Auflbsung des Kassenvertrages

(vgl. dazu das E des VfGH vom 3.12.2010, B 721/09).

In § 62 (bzw. in § 343 Abs. 2 und 3 ASVG) ware klarzustellen, dass auch ei-

ne vorlaufige Untersagung der arztlichen Berufsausubung zum Erlbschen des Kas-

senvertrages fUhrt.

Es ist zu bezweifeln, dass Mehrfachmitgliedschaften bei Landesarztekam-

mern im Hinblick auf die damit verbundenen Umlagen etc. tatsachlich im Sinne der

Arztlnnen sind.

Speziell fUr angestellte, nicht kurativ tatige Arztlnnen, waren mit der vorge-

schlagenen Anderung unter Umstanden wohl gravierende Verschlechterungen ver-

bunden.

Grundsatzlich erscheint die derzeitige Situation fUr angestellte Arztlnnen im

Hinblick auf die von ihnen zu tragende Umlagen- und Beitragsbelastung grenzwertig

und fUhrt speziell bei Teilzeitbeschaftigten fallweise zu sozialen Harten. Da in diese

Gruppe vorwiegend Arztinnen fallen, stellt sich auch die Frage, ob hier mittelbare

Diskriminierung aufgrund des Geschlechts vorliegt.

Die vorgeschlagenen Bestimmungen bergen zudem die Gefahr der Uberwal-

zung erheblicher Verwaltungskosten von der arztlichen Standesvertretung auf die

dafUr in keiner Weise aufwandspflichtige Versichertengemeinschaft. Daher so lite im

Gesetz klargestellt werden, dass der Einbehalt vom Krankenversicherungstrager nur

in Form eines fixen Betrages oder eines Prozentsatzes des errechneten Kassenho-

norars verlangt werden darf.

1:\01 R 2011 ext\Steliungnahmen\ArzteG.doc
gespeichert 17. Mai 201116:10, gedruckt 17. Mai 201116:23

13/SN-280/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf  (elektr. übermittelte Version)4 von 5

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



Aur-,erdem ware entsprechend dem verfassungsrechtlichen Sachlichkeitsge-

bot - wie fUr aile sonstigen vergleichbaren ubertragenen fremden Aufgaben der

Krankenversicherung normiert - yon den Arztekammern eine Einhebungsvergutung

an die Krankenversicherungstrager zu leisten.

Daruber hinaus lasst der Entwurf ein weiteres Problem ungelbst, namlich die

Qualifizierung administrativer Kontrolltatigkeiten, fUr die keine arztliche Ausbildung

erforderlich ist.

Wir sprechen uns fUr eine Klarstellung aus, dass eine ausschlier-,liche Aus-

ubung nichtarztlicher Tatigkeiten durch Arztlnnen keine Umlagenpflicht und keine

Beitragspflicht zum Wohlfahrtsfonds auslbst.

Die Mbglichkeit, auch bei erstmaliger Verhangung einer Disziplinarstrafe ein

Strafmar-, yon mehr als drei Monaten zu verhangen, wird begrur-,t.

Warum jedoch einstweilige Mar-,nahmen auf ein halbes Jahr begrenzt werden

sollen, ist aus den Erlauterungen nicht ersichtlich.

Keinesfalls so lite damit die Mbglichkeit gegeben sein, dass Arztlnnen nach

Ablauf yon sechs Monaten seit Verhangung einer einstweiligen Mar-,nahme wahrend

eines noch anhangigen Verfahrens erneut praktizieren durfen.

Dies ist insbesondere in jenen Fallen nicht einsichtig, in denen nach Ab-

schluss des Verfahrens ein Berufsverbot verhangt wird.

Unter Berucksichtigung yon Patientlnneninteressen treten wir fUr eine Strei-

chung der Maximaldauer ein.

Dr. Joset KPwJUlHOFER
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